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1. Verzinsung von Steuernachforderungen
und Steuererstattungen mitiährlich 6 o/o ab
dem Jahr 2O1 4 vertassungswidrig

Sowohl Steuernachforderungen als auch -erstat-
tung werden nach Ablauf einer Karenzzeit von
15 Monaten (aktuell auf Grund der Corona-Pandemie
Íür 2019 und 2020 verlängerte Frist) zu Lasten wie zu
Gunsten des Stpfl. verzinst. Damit sollen Vor-/Nach-
teile aus der verspäteten Zahlung bzw. Erstattung
zwischen Finanzamt und Stpfl. ausgeglichen werden.
Der insoweit anzuwendende Zinssatz ist gesetzlich
festgeschrieben und beträgt 6 o/o p.a.

ln Anbetracht der seit langem deutlich niedrigeren Ka-
pitalmarktzinsen mehrten sich Zweifel an der Verfas-
sungsmäßigkeit der Höhe dieses gesetzlichen Zíns-
satzes. Dies hat nun das Bundesverfassungsgericht
mit Beschluss vom 8.7.2021(Az. 1 BvR 2237/14 und
1 BvR 2422/17) bestätigt. Nach diesem Beschluss ist
der gesetzlicheZinssatz ab dem 1 .1 .20l4vertassungs-
widrig. Hinsichtlich der Folgen der Verfassungswid-
rigkeit unterscheidet das Gericht:

)t Trotz der festgestellten Verfassungswidrigkeit der
Höhe des Zinssatzes bleibt das bisherige Recht
für bis einschließlich in das Jahr 2018 fallende
Verzinsungszeiträume weiter anwendbar. lnsoweit
ist der Gesetzgeber nicht verpflichtet eine verfas-
sungsgemäße Regelung zu schaffen.

t) Für ab in das Jahr 2019 fallende Verzinsungszei-
träume sind die aktuellen Gesetzesvorschriften da-
gegen unanwendbar. Der Gesetzgeber ist nach den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts ver-
pf I ichtet, bis zu m 31 .7 .2022 ei n e vedassu n gsg emä-
ße Neuregelung zu treffen, die sich rückwirkend auf
alle Verzinsungszeiträume ab dem 1..1.2019 er-
streckt und alle noch nicht bestandskräftigen Fälle
erfasst. Das Gericht hat es insoweit dem Gesetzge-
ber überlassen, wie er die zu treffende Neuregelung
ausgestalten will; dies bleibt abzuwarten.

Für Stpfl. ergeben sich folgende Konsequenzen:

ll Zukünftig ist eine Verzinsung von Steuernachfor-
derungen und auch Steuererstattungen mit einem
marktgerechten Zinssalz vorzunehmen. lnsoweit
bleibt die gesetzliche Neuregelung abzuwarlen.

)! Für Zinszeiträume ab 1 .1.2019 ist weiter zu diffe-
renzieren:

tt Kommt es zukünftig zu Zinsfestsetzungen, so
sind diese zu Gunsten wie zu Lasten des Stpfl.
unter Maßgabe der noch vom Gesetzgeber zu
treffenden Neuregelung durchzuführen.

)! Erfolgte bereits eine Zinsberechnung zu Guns-
ten oder zu Lasten des Stpfl. und ist der inso-
weit ergangene Zinsbescheid verfahrensrecht-
lich nicht mehr änderbar, so bleibt die bisherige
Zinsberechnung bestehen.

!¡ Die Zinsberechnungen zu Gunsten wie zu Lasten
des Stpfl. wurden bereits seit einiger Zeit im Hin-
blick auf die beim Bundesverfassungsgericht an-
hängige Streitfrage nur noch vorläufig erlassen.
Solche Zinsberechnungen können nun nach
N euregelu n g d u rch d en Gesetzgebe r'lür Zinszei -
träume ab 1.1.2019 durch die Finanzämter auto-
matisch neu berechnet werden und es erfolgt
eine Korrektur. Allerdings ist eine Anderung zu
Lasten des Stpfl. auf Grund der gesetzlichen
Vertrauensschutzregelung nach derzeitigen Er-
kenntnissen wohl ausgeschlossen.

Ð Hinweis:

Ob aus Zinsberechnungen für Zeiträume ab 1.1.2019 Kor-
rekturen zu Gunsten oder auch zu Lasten des Stpfl. erfolgen
müssen, ist individuell zu prüfen. ln der Zukunfi dürfte auf
Grund des aktuell niedrigen Zinsniveaus eine späte Korrektur
einer Steuerfestsetzung bspw. im Rahmen einer steuerlichen
Außenprüfung deutlich gerin gere Zinseffekte verursachen.

Abzuwarten bleiben die Konsequenzen auf andere Zinsre-
gelungen in den Steuergesetzen, so bspw. bei der Ermitt-
lung des Bilanzwertes für Pensionsrückstellungen. Diese
Fälle waren nicht Gegenstand dieser nun entschiedenen
Streitfälle, sondern sind weiter beim Bundesverfassungs-
gericht anhängig.

2. Weitere Erleichterungen zum Nachwe¡s
des Corona-Bonus

Das Bundesministerium der Finanzen hat die FAQ

,,Corona" (Steuern) aktualisiert. Unter anderem wurden
Erleichterungen zum Nachweis des sog. Corona-
Bonus von 1 500 € aufgenommen.
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Zum Hintergrund: SteuerJrei sind zusätzlich zum oh-
nehin geschuldeten Arbeiislohn vom Arbeitgeber in
Aar Tail r¡nm I Q. OÍÌDrl hio zr'- Q1 a O^aO ^"+ /1."^Àvvrir r¡vr4vÄv Víé -Wttt Vlt9.LV11 qut VtUttU
der Corona-Krise an seine Arbeitnehmer in Form von
Zuschüssen und Sachbezrigen gewährte Beihilfen
und Unterstützungen bis zu einem Betrag von
1 500 €. Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist, dass
die Beihilfen und Unterstützungen zur Abmilderung
der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise
und zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn geleistet werden. Der Betrag von 1 500 € kann
insgesamt nur eínmal innerhalb dieses Zeitraums in
Anspruch genommen werden, die Auszahlung ist
aber in mehreren Beträgen möglich. Die maßgebli-
chen Passagen der FAQ lauten:

- --....- i:_ 
^r--.--J.--:!-¡¡ FUr ore Þreuerîreineir der Leistungen ¡st es erlor-

derlich, dass aus den vertraglichen Vereinbarun-
gen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer oder
anderen Vereinbarungen bzw. Erklärungen er-
kennbar ist, dass es sich um steuerfreie Beihilfen
und Unterstützungen zur Abmilderung der zusatz-
lichen Belastung durch die Corona-Krise handelt
' 'h¡ ¡i^ iih.i¡^^ \/^e^' '^^^+-' '^^^^ l^^ Â â ll- I I ^srrv v¡9 uvrrverr vvrquùogr¿uttvvtt vçù Ju ttt. I td
EStG eingehalten werden.

)t Der Zusammenhang der Beihilfen und Unterstüt-
zungen mit der Corona-Krise kann sich aus
einzelvertraglichen Vereinbarungen zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer, aus ähnlichen Verein-
barungen oder aus Erklärungen des Arbeitgebers
ergeben. Ahnliche Vereinbarungen zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer können zum Beispiel
Tarifvedräge oder gesonderle Betriebsvereinba-
rungen sein. Als Erklärungen des Arbeitgebers wer-
den zum Beispiel individuelle Lohnabrechnungen
oder Überweisungsbelege anerkannt, in denen die
Corona-Sonderzahlungen als solche ausgewiesen
sind.

O Handlungsempfehlung:
Die Hürden für die Steuerfreiheit wurden also nochmals ab-
gesenkt. Wichtig ist aber, dass die steuerfreien Leistungen
im Lohnkonto aufzuzeichnen sind, so dass sie bei der
Lohnsteuer-Außenprüfung als solche erkennbar sind und
die Rechtsgrundlage für die Zahlung bei Bedarl geprüft
werden kann.

3. Betriebsveranstaltung: Aufteilung der
angefallenen Kosten auf die tatsächlich
teilnehmenden Arbeitneh mer

Der BFH hat zum aktuellen Einkommensteuerrecht
bestätigt, dass
.- L^¡ .J^- ô^,.,^¿, 

^.-L^i¡-¡^L.- -.^rr--r:-,-,, usr uçt usvvEt rut tg vuil /.\f uËttsluilil af ilassllL;f I

einer Betriebsveranstaltung alle mit dieser in un-
mittelbarem Zusammenhang stehenden Aufwen-
dungen des Arbeitgebers anzusetzen sind, unge-
achtet dessen, ob sie beim Arbeitnehmer einen
Vorl'eil begrlinden können.

;: die danach zu berucksichtigenden Aufwendungen
(Gesamtkosten) des Arbeitgebers zu gleichen Tei-
len auf die bei der Betriebsveranstaltung anwe-
senden ïeilnehmer aufzuteilen sind.

DerSachverhaltstellte sich wiefolgtdar: Endedes Jah-
res 2ûi ô plante die Arbeitgeberin die Durchführung
eines Eemeinsamen Kochkurses als Weihnaehtsfeier,
zu der sie alle Betriebsangehörigen eínlud. lnsgesamt
27 Arbeilnehmer sagten ihre Teilnahme zu. Die Stpfl.
gab dementsprechend bei der Auftragserteilung an
den externen Veranstalter eine Teilnehmeranzahl von
27 Personen an, anhand dererdieVeranstaltung kalku-
liert wurde. Dazwei Arbeitnehmer kurzfristig abgesagt
hatten, nahmen tatsächlich nur 25 Arbeitnehmer an
dem Kochkurs teil, ohne dass dies zu einer Verminde-
rung der Veranstaltungskosten führte. Vielmehr stellte
der Veranstalter der Stpfl. díe ursprünglich kalkulierten
Kosten i.H.v. brutto 3 052,35 € in Rechnung. Die Stpfl.
warderAnsicht, dass die Kosten, die auf die beiden an-
qemeldeten. aber nicht teilnehmenden A.rlreitnehrner
entfielen, nicht Teil der Zuwendungen an die tatsäch-
lich teilnehmenden Arbeitnehmer seien.

Unstrittig war díe Einstufung des Kochkurses als Be-
triehsveranstaltLrng und ebenso die Anwendung des
Freibetrags von 1 10 € je Teilnehmer. Wird dieser
Freibetrag überschritten, liegt in Höhe des über-
steigenden Betrags stpfl. Arbeitslohn vor. Die An-
wendung dieses Freibetrags gilt für bis zu zwei
Betriebsveranstaltungen jährlich. Fraglich war aber,
nl.r rlia t1ao+an i Ll v e nÃô âtr È ^' '+ õ? D^-^^^^^ /^ ^r\vorvrr r.¡ r.v.9v94,9w 9qgt 1t t-9f ÐuttElt \l\tt-
zahl der angemeldeten Arbeitnehmer) und mithin je-
dem teilnehmenden Arbeitnehmer (vor Freibetrag)
ein Vodeil von 1.13,05 € oder aber auf 25 Personen
(Anzahl der teilnehmenden Arbeitnehmer) und mithin
jedem teilnehmenden Arbeitnehmer (vor Freibetrag)
ein Vorteil von122,Og € zuzurechnen war.

Der BFH stellt hierzu klar:

)) Die Zuwendungen im Rahmen der Betriebsveran-
staltung sind mit den anteilíg auf den Arbeitnehmer
und dessen Begleitpersonen enffallenden Aufwen-
dungen des Arbeitgebers anzusetzen. ln die Be-
messun gsgrundlage sind damit alle Aufwendungen
des Arbeitgebers einschließlich Umsatzsteuer un-
abhängig davon einzubeziehen, ob sie einzelnen Ar-
beitnehmern individuell zurechenbar sind oder ob
es sich um den rechnerischen Anteil an den Kosten
der Betriebsveranstaltung handelt, die der Arbeitge-
ber gegenüber Dritten für den äußeren Rahmen der
Betriebsveranstaltun g aufwendet.

¡) Dabei ist insoweit abzustellen auf die teilnehmen-
den Arbeitnehmer/Begleitpersonen. Eine Bemes-
sung des dem einzelnen Arbeitnehmer zufließen-
cien Vorieiis nach der Anzahl der angemeldeten
Arbeitnehmer komme nach aktueller Gesetzesfas-
sung nicht in Betracht.

O Hinweis:
Damit bestätigt der BFH die Auffassung der FinVerw

4. Grundsatzentscheidungen des BFH zur
nach geiagerten Rentenbesteuerun g

Von qroßer Tragweite sind zwei Grundsatzentschei-
dungen des BFH v. 19.5.2021 zur nachgelager4en
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Rentenbesteuerung (Az. X R 33/19 und X R 20119). ln
beiden Entscheidungen ging es um Freiberufler, die ih-
re Beiträge zur Altersversorgung in der Ansparphase
auf Grund der damals geltenden Rechtslage nur teil-
weise als Sonderausgaben steuerlich absetzen konn-
ten, jedoch der nunmehr geltenden nachgelagerten
Rentenbesteuerung, also der grds. steuerlichen Erfas-
sung der Rentenzahlungen, unterliegen. Grundsätzlich
sieht der BFH keine verfassungsrechtlichen Bedenken
gegen die Einführung der nachgelagerten Besteuerung
von Alterseinkünften. ln beiden Fällen wurden im Er-
gebnis die Revisionen abgewiesen. Die grundsätzliche
Bedeutung der Entscheidungen liegt jedoch darin,
dass der BFH davon ausgeht, dass es für zukünftige
Rentnerjahrgänge zu einer verfassungswidrigen,,dop-
pelten Besteuerung" kommen kann und der Gesetzge-
ber deshalb die aktuell geltenden steuerlichen Regel-
ungen nachbessern muss.

Zum Hintergrund: Es gibt eine Vielzahl an unter-
schiedlichen Altersvorsorgeprodukten, die steuerlich
unterschiedlich behandelt werden. Hieran hat sich
durch die Neuregelung der Besteuerung von Alters-
einkünften zum 1.1.2005 nur teilweise etwas geän-
dert, da diese Änderungen mit einer langen Über-
gangsphase verbunden sind. Diese Ubergangsphase
ist notwendig, da es einerseits um die steuerliche Be-
rücksichtigung der Beitragsleistungen in der Anspar-
phase und andererseits um die steuerliche Erfassung
der Leistungen in der Rentenphase geht. Beide Pha-
sen müssen aufeinander abgestimmt sein.

Seit dieser Reform werden grundsätzlich Renten aus
der gesetzlichen Rentenversicherung zunehmend
steuerlich erfasst, im Gegenzug Altersvorsorgeauf-
wendungen aber auch ebenso zunehmend als Son-
derausgaben steuerlich berücksichtigt. Dieser Über-
gang zu einer am Ende vollständigen nachgelager-
ten Besteuerung dauerl insgesamt bis zum Jahr
2040. Bei Personen, die im Jahr 2O4O oder später in
Rente gehen, unterliegt die Rente nach aktueller Ge-
setzeslage dann in voller Höhe der Besteuerung.

Steuerlich ist hinsichtlich wichtiger Altersvorsorge-
produkte zu unterscheiden:

)) Leibrenten und andere Leistungen aus den ge-
setzlichen Alterssicherungssystemen: Renten
aus der gesetzlichen Rentenversicherung, den
landwirtschaftlichen Alterskassen, den berufsstän-
dischen Versorgungseinrichtungen und aus Basis-
rentenveft rägen u nterl iegen seit 2005 grundsätzlich
der nachgelagerten Besteuerung, d.h. die steuerli-
che Erfassung erfolgt in der Rentenphase. Auf
Grund des Systemwechsels im Jahre 2005 kommt
für die Besteuerung von Renten aus den gesetzli-
chen Alterssicherungssystemen und Basisrenten-
verträgen bis zum Jahr 2039 eine Ubergangsrege-
lung zur Anwendung. Dabei steigen sowohl die
Besteuerung der Leistungen als auch der Abzug
der Altersvorsorgeaufwendungen sukzessive an.
Für jede Rente wird der anteilige Rentenbetrag ge-
sonderl ermittelt, der zu versteuern ist (Besteue-
rungsanteil). Maßgebend ist insoweit das Jahr des

erstmaligen Rentenbezugs und dieser Rentenanteil
bleibt dann für die gesamte Rentenbezugsdauer
konstant. Der Besteuerungsanteil bei einem Ren-
tenbeginn imJahr2O2O beträgt z.B.80 %o.

)) Andere Leibrenten: Lebenslange Leibrenten, die
nicht aus einem der gesetzlichen Alterssicherungs-
systeme bzw. aus einer Basisrente stammen, wer-
den mit dem sog. Ertragsanteil steuerlich erfasst.
Mit dem Ertragsanteil soll in typisierender Form der
Teil der ab dem Beginn der Auszahlungsphase an-
fallenden Zinsen ermittelt werden. So beträgt bspw.
der Ertragsanteil bei Beginn der Rente mit der Voll-
endung des 65. Lebensjahres 18%o. Dies betrifü
z.B. Renten aus privaten Lebensversicherungen.
Andererseits können die Beitragszahlungen grund-
sätzlich nicht als Sonderausgaben angesetzt wer-
den. Lediglich Beiträge zu Lebens- und Rentenver-
sicherungen, die vor 2005 abgeschlossen wurden,
sind als Sonderausgaben abzugsfähig, wobei aller-
dings Maximalbeträge gelten, die oftmals bereits
durch die Beiträgefür Kranken- und Pflegeversiche-
rung ausgeschöpft sind.

)¡ Riester-Versicherungen: Der Staat fördert die
Riester-Rente sowohl direkt über Zulagen als auch
indirekt über Steuervorteile durch den Sonderaus-
gabenabzug von max. 2 100 €. Der Sonderausga-
benabzug wird aber nur gewährt, wenn er für die
Stpfl. günstiger ist als die Zulagen. Ob das der Fall
ist, hängt von mehreren Faktoren ab, etwa der Zahl
der Kinder, dem Steuersatz und der gezahlten
Riester-Beiträge. lnsoweit erfolgt im Rahmen der
Steuerueranlagung eine Günstigerprüfung durch
das Finanzamt. Entsprechend werden die Leistun-
gen in der Auszahlungsphase besteueft. Allerdings
korrespondiert die Höhe der Besteuerung mit der
steuerlichen Freistellung der Beiträge in derAnspar-
phase. Wurden die jeweiligen Beitragszahlungen
steuerlích geförded, dann sind die sich daraus er-
gebenden Altersleistungen voll nachgelagert zu v er -
steuern. Hat derAnleger hingegen keine Förderung
erhalten, werden maximal die entstandenen Efträge
und Weft steigerungen besteuert.

¡t Besteuerung von Pensionen: Versorgungsbezü-
ge (insbesondere Beamten- und Werkspensionen)
gehören als Bezüge und Vorteile aus früheren
Dienstleistungen zu den - nachträglichen - Ein-
künften aus nichtselbständiger Arbeit. Da für die-
se Altersbezüge anders als für Renten im aktiven
Arbeitsleben keine eigenen Beiträge gezahlt wer-
den, unterliegen Versorgungsbezüge grundsätz-
lich in vollem Umfang der Besteuerung. Allerdings
wird der Versorgungsfreibetrag gewährt, so dass
ein Teil der Pensionszahlungen steuerfrei ist.

@ Hinweis:
lm Einzelfall sind weitere Varianten zu differenzieren, so dass
die steuerliche Behandlung für jeden Fall unter Berücksichti-
gung der individuellen Verhältnisse zu ermitteln ist.

Entscheidend ist nun der Ubergang zur nachgelager-
ten Besteuerung deshalb, weil schon alctuell begin-
nende Renten mit einem hohen Anteil und ab einem
Rentenbegrnn im Jahr 2040 Renten in voilem Umfang
besteuert werden, andererseits aber bei diesem Perso-
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nenkreis in der langen Rentenansparphase viele Jahre
lieEen, in denen die Rentenbeiti'äge nurzu einem gerin-
aan Ânlail c+ar rarli¡h havii¡lzoiah+in+ ¡¡¡arâan lz^a^I^^
vv. ¡ ,1r ¡ivit s(vsvr irvr r svr vvt\út9¡ t(tv( vvgt u9t I 

^vt 
t¡ tLgt t.

Nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgeriehts
müssen die Besteuerung von Vorsorgeaufwendungen
für die Alterssicherung und díe Besteuerung von Bezü-
gen aus dem Ergebnis der Vorsorgeaufwendungen ,,in
jedem Fall" so aufeinanderabgestimmt sein, dass eine
doppelte Besteuerung vermieden wírd. Dies wird ne-
gativ abgegrenzt: Eine solche doppelte Besteuerung
ist dann nicht gegeben, wenn die Summe der voraus-
sichtlichen steuerfrei bleibenden Rentenzuflüsse min-
destens ebenso hoch ist wie die Summe der aus bereits
versteuertem Einkommen aufgebrachten Aftersvor-
sorgeaufwendungen.

Erstmals hat der X. Senat jetzt konkrete Berech-
nungsparameter für die Ermiitlung einer etwaigen
doppelten Besteuerung von Renten festgelegt. Dabei
hat er klargestellt, dass zum steuerfreien Rentenbe-
zug nicht nur die jährlichen Rentenfreibeträge des
Rentenbeziehers, sondern auch die eines etwaig iän-
ger lebenden Ehegatten aus dessen Hinterbliebenen-
renïe zu recnnen stno.

Alle anderen Beträge, die díe FinVerw ebenfalls als
,,steuerfreien Rentenbezug" in die Vergleichsrech-
nung einbeziehen möchte, bleiben allerdings nach
Auffassung des BFH unberücksichtigt. Sie dienen
anderen - überwiegend verfassungsrechtlich gebo-
tenen und dahei'füi'den Gesetzgeber nicht dispositi-
ven - Zwecken und können daher nicht nochmals
herangezogen werden, um eine doppelte Besteue-
rung von Renten rechnerisch zu vermeiden. Damit
bleibt insbesondere auch der sog. Grundfreibetrag,
der das steuerliche Existenzminimum jedes Stpfl. si-
chern soll, bei dor Berechnung des ,,steuerfreien
Rentenbezugs" un berücksichtigt.

Bei Anwendung dieser Berechnungsgrundsätze konnte
die Revision der Stpfl. in den Urteilsfällen keinen Erfolg
haben. Angesichts derjeweils noch recht hohen Renten-
freibeträge von 46 % (Rentenbeginn im Jahr 2007\bzw.
42 % (Rentenbeginn im Jahr 2009) der Rentenbezüge
der Stpfl. ergab sich nach Ansicht des BFH keine dop-
pelte Besteuerung. Diese zeichnet sich allerdings für
spätere Rentnerjahrgänge, für die der Rentenfreibe-
trag nach der gesetzlichen Übergangsregelung immer
weiter abgeschmolzen wird, ab. Denn auch diese Rent-
nerjahrgän ge haben erhebliche Tei le ihrer Rentenbeiträ-
ge aus versteuerlem Einkommen geleistet.

O Hinweis:
Der Gesetzgeber muss nun für künftige Rentnerjahrgänge
steuerliche trrleichterungen schaffen, um eine vedassungs-
widrige doppelte Besteuerung zu vermeiden.

5. BFH hält die Verlustverrechnungsbe-
schränkun g für Aktienveräußerungsver-
!uste f ¡l!r verfassungswidri g

Der Vlll. Senat des BFH hat dem Bundesverfas-
suingsgericht cjie Frage vorgeiegi, ob es mit ciem

Grundgesetz vereinbar ist, dass nach den gesetzli-
ehen Vorgaben Veriuste aus der Veräußerung von
^14;^^ ^.,- 

-;! ^^,..:.^^^- --.- t^.- rr^.-r..^¡ìKIlen niji' mil \rewinnen aUS tei' Vefauijei'Ung VOn
Aktien und nicht mit sonstigen positiven Einkünften
aus Kapitafvermögen verrechnet werden dür'fen.

Zum Hintergrund: Das Unternehmensteuerreformge-
setz 2008 hat die Besteuerung von Kapitalanlagen,
die dem steuerlichen Privatvermögen zuzurechnen
sind, grundlegend neu gestaltet. Durch die Zuord-
nung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kapi-
talanlagen (u.a. Aktien) zu den Einkünften aus Kapi-
talvermögen unterliegen die dabei realisierten Wert-
veränderungen - also Gewinne und Verluste - in
vollem Umfang und unabhängig von einer Haltefrist
¡{ar Elaclar t^ttt^^ Âllar¡li^^- ia+ ¡lia ¡/lal+anÀa^^L.',^^\r.v¡ uI tvr tùr tJrç vç!rçr rqr r fQ_L,t !u! tll
von Verlusten in zweierlei Weise eingeschränkt:

)t Da Einkünfte aus Kapitalvermögen grds. abgel-
tend mit einem speziellen Steuersatz von 25 Yo

besteuert werden, ist gesetzlich vorgesehen, dass
Verluste aus Kapitalvermögen nur mit positiven
Einkünften aus Kapitalvermögen ausgeglichen
werden düden.

¡) Eine zusätzliche Verlustverrechnungsbeschrän-
kung gilt für Verluste aus der Veräußerung von Ak-
r:^- ñ:--- l:'.,J-,- -^:-l-r.--:tLryt t. utuse uuíef I f iluf il. f ilil. anqereft postltven trln-
künften aus Kapitalvermögen, sondern nur mit
Gewinnen, die aus der Veräußerung von Aktien
entstehen, ausgeglichen werden. Nach der Geset-
zesbegründung sollen dadurch Risiken für den
Staatshaushalt verhindert werden.

lm Streitfall hatte der Stpfl. aus der Veräußerung von
Aktien ausschließlich Verluste erzielt. Er beantragte,
diese Verluste mit seinen sonstigen Einkünften aus
Kapitalvermögen, die nicht aus Aktienveräußerungs-
gewinnen bestanden, zu verrechnen. Nach Auffas-
sung des BFH bewirkt die besondere Verlustverrech-
nungsbeschränkung für Verluste aus Aktienengage-
ments eine verfassungswidrige Ungleichbehandlung,
weil sie Stpfl. ohne rechtfertigenden Grund unter-
schiedlich behandelt, je nachdem, ob sie Verluste
aus der Veräußerung von Aktien oder anderer Kapi-
talanlagen erztelf haben. Eine Rechtfertigung für die-
se nicht folgerichtige Ausgestaltung der Verlustaus-
gleichsregelung für Aktienveräußerungsverluste er-
gebe sich weder aus der Gefahr der Entstehung
erheblicher Steuermindereinnahmen noch aus dem
Gesichtspunkt der Verhinderung missbräuchlicher
êacraltr tnaan ¡Aav aUS andefen aUßef.fiSkaliSChen
Förderungs- und Lenkungszielen. Der rein fiskalische
Zweck staatlicher Einnahmenerhöhung komme als
Flanhffcrf in¡ rnñeñrr rnd ninht in Rafranhl

O Handlungsempfehlung:
Ob das geltende Gesetz mit dem Grundgesetz vereinbar
ist, muss nun das Bundesverfassungsgericht prüÎen. lnso-
weiI s<.¡llterr Steuerl'älle mit Verlusten aus Aktienverkäufen
In¡J ¡laiah-aili¡ na-i+i.,^^ Ê;^l.ii^+^^ ^, '^ W^^i+^t.,^-.^:---vr is v'ervr r4urL¡v vvurrr vur I Lil r^ut il (ç¡ I quù r\dPtLdtvvt I I ìv!,Et I

verfahrensrechtlich offengehalten werden, um ggf. von
einer Bestäiigung der Verfassungswidrigxeit durch das
Bu ncjesvertassu ngsgericht profitieren zu können.
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